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40/01 Verwaltungsverfahren

Norm

BauO Wr §129 Abs2;

BauO Wr §135 Abs3;

BauRallg;

VStG §5;

Rechtssatz

Das Gesetz stellt bei der Beurteilung der Überwälzung der Instandhaltungsp=icht nicht auf eine (rechtsgeschäftliche)

Bevollmächtigung ab. Entscheidend ist, wie der Verwaltungsgerichtshof schon in seinem Erkenntnis vom 13. Februar

1973, VwSlg 8356 A/1973, Zl. 1397/72, ausgesprochen hat, nicht die gehörige Bevollmächtigung, sondern allein die

Tatsache der Ausübung der Verwaltung des betreDenden Gebäudes (s auch Sonnenberg, Das

Verwaltungsstrafverfahren nach der Bauordnung für Wien, 239). Die Frage der Bevollmächtigung des Verwalters hat

allenfalls nur für den von diesem zu führenden Entlastungsbeweis gemäß § 5 VStG Bedeutung (hg. Erkenntnis vom 24.

Juni 1963, Zl. 1651/62).
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